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71 Dritte Verordnung 
zur Durchführung der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938. 
Vom 27. März 1939. 


Auf Grund des $ 19 der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938 (G. Bl. 
S. 285) wird folgendes verordnet: 
Abſchnitt I 
Planung der Schutzraum⸗ Anlage 
A. Lage und Zugang 

Lage 

8 1 
Die Schutzraum⸗Anlage it in allen Fällen, in denen Kellerräume vorgeſehen oder vorhanden 


ſind, im Kellergeſchoß anzuordnen. Sie ſoll möglichſt unter Erdgleiche angelegt werden (ogl. 88 36 
und 37). 
82 


Die Schutzraum-Anlage kann ausnahmsweiſe im Erdgeſchoß eines Gebäudes (beſonders in Mittel- 
fluren) angeordnet werden, falls geeignete Kellerräume nicht oder nur mit verhältnismäßig hohen Koſten 
zu erſtellen ſind. 

8 3 

Ungeeignet für Schutzraum⸗Anlagen ſind Räume, in denen Dampfkeſſel, Heizkeſſel und ſonſtige 
unter Druck ſtehende Gefäße, Kraft- oder Arbeitsmaſchinen aufgeſtellt find, oder in denen exploſions⸗ 
oder feuergefährlihe Stoffe gelagert werden. 


Zugang 
8 4 
Um das Auffuhen des Schutzraumes von allen Stellen eines Gebäudes in kürzeſter Zeit zu er- 
möglichen, ſoll der Zugang zu der Schutzraum⸗Anlage in der Nähe folder Treppen liegen, die durch 
alle Stockwerke des Gebäudes gehen. 


B. Bezeichnung und Zweck der einzelnen Räume einer Schutzraum-Anlage 
8 5 
Die Schutzraum⸗Anlage beſteht aus folgenden Räumen: Gasſchleuſe, Schutzraum, Abortraum. 


Gasſchleuſe 
86 
Die Gasſchleuſe liegt vor dem Schutzraum und ſoll beim Betreten und Verlaſſen des Schutzraumes 
das Eindringen von chemiſchen Kampfſtoffen in den Schutzraum verhindern. (Ausnahmebeſtimmungen 
ogl. Abſchnitt VI). 
Schutzraum 
8 7 
Der Schutzraum dient den zu ſchützenden Perſonen während eines Luftangriffs als Aufenthaltsort. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 27. 4. 1939.) 
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Abortraum 
8 8 
Innerhalb der Schutzraum⸗-Anlage find Aborträume zu errichten. 


Sonſtige Räume 
ö 8 9 
Bei größeren Schutzraum-Anlagen mit mehreren Schutzräumen kann die Einrichtung von Geräte⸗ 
räumen, auch von Aufſichts⸗, Ruhe⸗ und Sanitätsräumen gefordert werden. 


C. Raumgrößen 
Gasſchleuſe 
§ 10 
Die Bodenfläche der Gasſchleuſe ſoll in der Regel nicht weniger als 5 qm betragen. Bei kleinen 
Schutzraum⸗Anlagen für weniger als etwa 20 Perſonen kann eine Fläche von 3 qm genügen. Die 
Mindeſtbreite einer Gasſchleuſe ſoll möglichſt 1,50 m betragen. 


8 11 
Eine Gasſchleuſe kann als Zugang zu mehreren Schutzräumen dienen. Bei größeren, aus mehreren 
Schutzräumen beſtehenden Schutzraum-Anlagen können mehrere getrennt angeordnete Gasſchleuſen vor— 
geſehen werden. Der Zugang zu einem Schutzraum kann auch von einem anderen Schutzraum und nicht 
unmittelbar von der Gasſchleuſe erfolgen. 


Schutzraum 
8 12 
Der einzelne Schutzraum ſoll im allgemeinen nicht mehr als 50 Perſonen aufnehmen. Mehrere 
kleine Schutzräume ſind wenigen großen vorzuziehen. 


8 13 
Für jeden Schutzrauminſaſſen müſſen 3 ebm Luftraum vorhanden fein. Bei künſtlicher Belüftung 
kann der Luftraum bis zu 1 ebm je Perſon vermindert werden, wobei jedoch eine Grundfläche von 
0,6 qm je Perſon nicht unterſchritten werden darf. 


8 14 
Die Schutzräume ſind ſo zu bemeſſen, daß die nach Aufruf des Luftſchutzes in einem Gebäude 
wohnenden oder arbeitenden Menſchen vollzählig untergebracht werden können. Für Gebäude, in denen 
in mehreren Schichten gearbeitet wird, ſind die Schutzräume ſo zu bemeſſen, daß die Höchſtzahl der bei 
Schichtwechſel anweſenden Gefolgſchaftsmitglieder vollzählig untergebracht werden kann. In Gebäuden 
mit ſtarkem Publikumverkehr ſind auch für die vorübergehend anweſenden Perſonen Schutzräume zu 
ſchaffen. Für die Größe ſolcher Schutzräume iſt der durchſchnittliche Publikumverkehr, nicht der Spitzen⸗ 
verkehr, zugrunde zu legen. 
Aborte 
8 15 
Für etwa je 20 Schutzrauminſaſſen iſt ein Abortſitz vorzuſehen. Bei größeren Schutzraum-Anlagen 
kann für etwa je 30 Perſonen ein Abortſitz gerechnet werden. 


$ 16 
Die Aborträume müſſen vom Schutzraum aus zugänglich fein. Vor den Aborträumen iſt möglichſt 
ein kleiner Vorraum anzuordnen. 
8 17 
Trennwände zwiſchen Schutzraum und Aborträumen ſowie Abortvorräumen ſind bis zur Schutz— 
raumdecke zu führen. 
Sonſtige Räume 
8 18 
Größe und Einrichtung der etwa benötigten Geräte-, Auſſichts⸗, Ruhe⸗ und Sanitätsräume haben 
ſich nach den örtlichen Verhältniſſen und den beſonderen Erforderniſſen der betreffenden baulichen An⸗ 
lage zu richten. Zugänge zu Geräte⸗, Ruhe⸗ und Sanitätsräumen ſollen möglichſt nicht durch Schutz⸗ 
räume und Gasſchleuſe führen. 
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D. Anordnung und Größe der Wandöffnungen 
Türen 
8 19 
Türöffnungen ſind mit ſolchen lichten Abmeſſungen anzulegen, daß die durch Din⸗Vornorm 4104, 
Blatt 1 und 2, genormten Raumabſchlüſſe für Schutzraum⸗Anlagen eingebaut werden können. 


8 20 
Türöffnungen müſſen mit einer gasdicht aufliegenden Schwelle von 10 em Höhe verſehen ſein. Die 
lichte Türhöhe beginnt oberhalb dieſer Schwelle. Bei größeren Schutzraum-Anlagen (für mehr als 50 
Perſonen) ſollen die Türöffnungen (Eingangs-, Gasſchleuſen⸗ und Verbindungstüren zwiſchen mehreren 
Schutzräumen) nicht in einer Flucht liegen. 
8 21 
Alle Türen müſſen in der Entleerungsrichtung, d. h. nach außen, aufſchlagen. 


Fenſter 
8 22 
Fenſteröffnungen ſind mit ſolchen lichten Abmeſſungen anzulegen, daß die durch Din⸗Vornorm 4104, 
Blatt 1 und 2, genormten Raumabſchlüſſe für Schutzraum⸗Anlagen eingebaut werden können. 


8 23 
Schutzraum⸗Anlagen ſollen nicht mehr Fenſter haben, als zu einer ſchnellen Durchlüftung der 
Schutzraum⸗Anlage durch Offnen der Fenſter notwendig ſind. 


Notausläſſe (Notausgänge, Notausſtiege) 
8 24 
Jeder Schutzraum muß außer dem Zugang (Gasſchleuſe) mindeſtens einen Notauslaß haben. Als 
Notauslaß benutzte Türen — Notausgänge — oder Fenſter ſowie Fenſterlichtſchächte — Notaus⸗ 
ſtiege — ſind mit ſolchen lichten Abmeſſungen anzulegen, daß die durch Din-Vornorm 4104, Blatt 1 
und 2, genormten Raumabſchlüſſe für Schutzraum⸗Anlagen eingebaut werden können. Notausläſſe 
müſſen möglichſt weit entfernt von dem Zugang liegen, um die Gefahr der Verſchüttung beider Aus⸗ 
gänge zu verhindern. Notausläſſe können auch durch unmittelbar benachbarte Schutzräume oder in 
Nebenräume führen, ſofern von dieſen aus eine ſchnelle Ausgangsmöglichkeit in das Freie gegeben iſt. 


Abſchnitt II 
Konſtruktive Durchbildung 
A. Decken 
Laſtannahmen 
8 25 
(1) Die Decke über der geſamten Schutzraum-Anlage muß außer dem Eigengewicht und der durch 
den Verwendungszweck des Gebäudes beſtimmten Verkehrslaſt die bei einem Einſturz des Gebäudes 
wirkende Auftreffwucht und ruhende Laſt der Gebäudetrümmer aufnehmen können. 
(2) Da die tatſächlich auftretenden Belaſtungen durch Trümmer nicht einwandfrei ermittelt werden 
können, ſind bei der Berechnung der Decken ſtellvertretende Trümmerlaſten einzuſetzen. 


§ 26 
Für Geſchoßbauten in Vollwandbauweiſe beträgt die ſtellvertretende Trümmerlaſt: 
1000 kg / am bei Gebäuden bis zu 2 Vollgeſchoſſen, 
1500 kg/qm bei Gebäuden bis zu 4 Vollgeſchoſſen, 
2000 kg/ am bei Gebäuden mit mehr als 4 Vollgeſchoſſen 
(Ausnahmebeſtimmungen vgl. Abſchnitt VI). 
8 27 
Die angegebenen Berechnungswerte gelten für Gebäude, deren Geſchoßdecken mit einer Verkehrslaſt 
bis zu 500 kg/ am belaſtet werden. Bei höher belaſteten Geſchoßdecken iſt die ſtellvertretende Trümmer⸗ 
laft um den Mehrwert der durchſchnittlichen Belaſtung über 500 kg / am zu erhöhen. Zur Berechnung 
der durchſchnittlichen Belaſtung wird die Summe der Verkehrslaſten aller Decken über den Vollge⸗ 
ſchoſſen durch die Anzahl der Decken geteilt. Hierbei bleibt die Schutzraumdecke ſelbſt unberückſichtigt. 
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8 28 
Läßt die Eigenart der Konſtruktion eines Gebäudes (3.8. Gerippebau in Stahl oder Eifen- 
beton) das Entſtehen einer Trümmerlaſt in den oben angegebenen Größen als unwahrſcheinlich er- 
ſcheinen, jo kann die jtellvertretende Trümmerlaſt auf Antrag bis zu 1000 kg/ am, ohne Rückſicht auf 
die Zahl der Vollgeſchoſſe, ermäßigt werden. 


Decken verbindung 
8 29 

Bei Neubauten mit drei und mehr Geſchoſſen iſt die Schutzraumdecke mit den Umfaſſungswänden 
der Schutzraum⸗Anlage durch Ankerbolzen, Splinte und Dorne derartig zu verbinden, daß für 1 m 
Mauerlänge eine waagerechte Kraft von 1500 kg übertragen werden kann. Bolzen, Splinte und Dorne 
ſind mindeſtens in der 30 fachen Länge ihrer kleinſten Querſchnittsabmeſſung auszuführen und in verlän⸗ 
gertem Zementmörtel oder in Mörtel aus Waſſerkalk (hydrauliſcher Kalk) zu verlegen. Die Schub- 
ſpannung des Bauſtahls dieſer Verbindungsmittel darf hierbei 500 kg/ em? nicht überſchreiten. 


8 30 
Die Decke muß auf den Umfaſſungswänden der Schutzraum-Anlage in mindeſtens 38 em Breite, 
bei ſchwächeren Wänden in deren vollen Breite aufliegen. Die Schutzraumdecke ſoll mit den angren- 
zenden Decken konſtruktiv möglichſt nicht verbunden werden. 


Deckenkonſtruktion 
8 31 


Decken über Schutzraum-Anlagen müſſen als Maſſivdecken hergeſtellt werden und eine Mindeſtdicke 
von 15 cm für die tragenden Beſtandteile aufweiſen. 


8 32 
Wirtſchaftlich vorteilhafte Löſungen für Schutzraumdecken laſſen ſich durch Verminderung (Unter⸗ 
brechung) der freitragenden Länge der Deckenbalken (Unterzüge und Stützen) erreichen. 


Gasdichtigkeit 
8 33 
Maſſivdecken ſind gasdicht, wenn ſie ohne durchgehende Fugen und riſſefrei ſind. In Zweifelsfällen 
kann die Gasdichtigkeit durch unterſeitigen Putz von üblicher Dicke ſichergeſtellt werden. 


B. Wände 
Laſtannahmen 
8 34 
Bei den die Schutzraumdecke tragenden Baugliedern (Tragwände, Grundmauern und Stützen) ge⸗ 
nügt eine rechneriſche Berückſichtigung des Eigengewichts und der Verkehrslaſt der Decke, ſofern die 
tragenden Bauglieder durch ſämtliche Geſchoſſe des Gebäudes belaſtet werden. Bei der Bemeſſung von 


Baugliedern (3. B. Stützen, Pfeiler), die nur durch die Schutzraumdecke belaſtet werden, iſt auch die 
ſtellvertretende Trümmerlaſt zu berückſichtigen. 


Ausführung der Wände 
8 35 
Für Wände in Ziegelmauerwerk dürfen nur Mauerziegel 1. Klaſſe mit einer Mindeſtdruckfeſtig⸗ 
keit von 150 kg/ em? verwendet werden. Das Mauerwerk iſt vollfugig, d. h. mit vollen Stoß⸗ und 
Lagerfugen auszuführen. Es iſt nur verlängerter Zementmörtel oder Mörtel aus Waſſerkalk (hydrau⸗ 
liſcher Kalk) zu verwenden. 
Umfaſſungswände 
$ 36 
Ragt die Schutzraum⸗Anlage bis höchſtens 1,00 m über die Erdgleiche hinaus, jo müſſen die Um- 
faſſungswände folgende Mindeſtdicke aufweiſen: 
Ziegelmauerwerk 
in verlängertem Zementmörtel oder in Mörtel aus Waſſer kalk 38 cm dick, 
Stampfbeton⸗Mauerwerk 
mit 200 kg Zement je Kubikmeter fertigen Betoss ne. 40 em dick, 
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Eiſenbetonwände 
mit der ſtatiſch erforderlichen Bewehrung, einer Hauptbewehrung von nicht 
weniger als 0,5 vom Hundert des Betonquerſchnitts und mit einem Miſchungs⸗ 
verhältnis von 300 kg Zement je Kubikmeter fertigen Betons nach Din-1045 30 cm dick, 
Bruchſteinmauerwerk 
Es ſind Wanddicken zu wählen, die die Feſtigkeit von 51 em dickem Ziegelmauerwerk be⸗ 
ſitzen. 

Bei Um⸗ und Erweiterungsbauten können beſtehende Wände in Ziegelmauerwerk und in ein⸗ 
fachem Mörtel bei einer Dicke von 51 em als Umfaſſungswände zugelaſſen werden. Bei Gebäuden bis 
zu zwei Vollgeſchoſſen und bei offener Bebauung können beſtehende Wände in Ziegelmauerwerk und 
in einfachem Mörtel auch bei einer Dicke von 38 cm als Umfaſſungswände zugelaſſen werden. 


8 37 
Ragt die Schukraum-Anlage mehr als 1,00 m über die Erdgleiche hinaus, jo müſſen die Um- 
faſſungswände folgende Mindeſtdicke aufweiſen: 
Ziegelmauerwerk 
in verlängertem Zementmörtel oder in Mörtel aus Waſſer kalk 51 em dick, 
Stampfbeton⸗Mauerwerk 
, TTIRE SET WR... 50 cm did, 
Eiſenbeton⸗Wände 8 
reren int! nad wi. BenmuntünugfE, ori 40 cm did, 
Bruchſteinmauerwerk. 
Es ſind Wanddicken zu wählen, die die Feſtigkeit von 64 em dickem Ziegelmauerwerk be⸗ 
ſitzen. 

Bei Um- und Erweiterungsbauten können beſtehende Wände in Ziegelmauerwerk und in einfachem 
Mörtel bei einer Dicke von 64 em als Umfaſſungswände zugelaſſen werden. Bei Gebäuden bis zu zwei 
Vollgeſchoſſen und bei offener Bebauung können beſtehende Wände in Ziegelmauerwerk und in ein⸗ 
fachem Mörtel auch bei einer Dicke von 51 em als Umfaſſungswände zugelaſſen werden. 


Zwiſchenwände 
5 $ 38 
Die Zwiſchenwände im Innern der Schutzraum-Anlage müſſen folgende Mindeſtdicke aufweiſen: 
Een . , . mie £o- 38 em dick, 
Stampfbeton⸗Mauerwerk 
hrung wie an 5 860% Z „ ea Cee l n abe aeg. de 30 em dick, 
Eiſenbetonwände 
ase Hrn eee , e ee eee ee 15 em dick. 


Bei Um- und Erweiterungsbauten können beſtehende Zwiſchenwände aus Ziegelmauerwerk oder 
Stampfbeton von 25 cm Dicke zugelaſſen werden. 


Abtrennwände 
$ 39 
Abtrennwände für Aborträume, Geräteräume und dgl. können in beliebiger Dicke ausgeführt 
werden. 
Gasdichtigkeit 
8 40 
Umfaſſungs⸗ und Zwiſchenwände in den oben angegebenen Dicken ſind gasdicht, wenn ſie mit Dede 
und Fußboden gut verbunden, vollfugig gemauert und riſſefrei ſind. 


Abſchnitt III 
Aus bau 
A. Raumabſchlüſſe 
8 41 
Raumabſchlüſſe für Schutzraum⸗Anlagen — Türen, Fenſterblenden, Abſchlüſſe für Ausſteigluken, 
Schornſteinöffnungen und ähnliche Abſchlüſſe — müſſen Din⸗Vornorm 4104, Blatt 1 und 2, entſprechen. 
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8 42 
Alle Öffnungen in Außenwänden find gasdicht und, ſoweit fie von Sprengbombenſplittern ge⸗ 
troffen werden können, auch ſplitterſicher zu verſchließen. 


Splitterſicherheit 
8 43 
Für ſplitterſichere Raumabſchlüſſe iſt Stahlblech am beſten geeignet. Splitterſichere Blenden für 
Fenſter und Notausſtiege ſind an der Außenſeite der Umfaſſungswand anzubringen. 


Gasdichtigkeit 
9 44 
Alle Außentüren und die Türen zwiſchen Schutzraum und Gasſchleuſe ſind gasdicht auszubilden und 
zu erhalten. 
8 45 
Fenſter⸗ und Notausſtiegsöffnungen können gegen Kampfſtoffe ſowohl durch gasdichte Ausbildung 
der Splitterblenden als auch durch beſonders gasdichte Blenden an der Innenſeite der Umfaſſungs⸗ 
wand geſichert werden. Gasdichte Blenden an der Innenſeite der Umfaſſungswand bieten eine beſſere 
Möglichkeit, jederzeit vom Schutzraum aus Ausbeſſerungen an der Abdichtung vornehmen zu können. 


Sonſtige Maueröffnungen 
8 46 
Alle nicht unbedingt erforderlichen Maueröffnungen ſind zu vermeiden. In beſtehenden Gebäuden 
find alle überflüſſigen Maueröffnungen in den Wänden der Schutzraum-Anlage zuzumauern. Sind 
Schornſteinreinigungs- oder andere Öffnungen nicht aus dem Schutzraum zu verlegen, jo ſind ſie gas⸗ 
dicht verſchließbar zu machen. 
B. Schutzraumbelüftung 
Durchlüftung 
8 47 
Schutzräume müſſen zu ihrer baulichen Geſunderhaltung ſowie zur Lufterneuerung vor und nach 
dem Gebrauch durch Offnen von Türen und Fenſtern gut durchlüftbar ſein. 


Künſtliche Belüftung 
5 8 48 

(1) Eine Anlage für künſtliche Belüftung iſt ſtets einzubauen, wenn weniger als 3 ebm Luftraum 
je unterzubringenden Schutzrauminſaſſen zur Verfügung ſtehen. In Schutzräumen für mehr als 20 Per⸗ 
ſonen und mit 3 ebm Luftraum je Perſon iſt die ſpätere Einbaumöglichkeit von Belüftungsgeräten 
durch Einbau von Rohrſtutzen, die an beiden Enden ſorgfältig zu verſchließen ſind, vorzuſehen. Die 
Rohrſtutzen ſind gasdicht durch die Außenwand zu führen. Die Lage derartiger Rohrſtutzen iſt bei 
Schutzräumen, die unter Erdgleiche liegen, von außen zu kennzeichnen. 

(2) Eine Anlage für künſtliche Belüftung iſt immer einzubauen in Schutzraum⸗Anlagen mit ſchwan⸗ 
kender Belegungsdichte. Ferner iſt eine künſtliche Belüftung immer in ſolchen Schutzräumen vorzuſehen, 
in denen während eines Luftangriffs Arbeit zu leiſten iſt. 


8 49 
Eine künſtliche Belüftung führt den Schutzrauminſaſſen während des Luftangriffs gefilterte Außen⸗ 
luft zu. Durch Zufuhr friſcher atembarer Luft ſoll eine unangenehme Übererwärmung und Steigerung 
der Feuchtigkeit der Raumluft ſowie eine ſchädliche Kohlenſäureanreicherung verhindert werden. Eine 
künſtliche Belüftung ſoll ferner im Schutzraum einen geringen Überdruck gegen die Außenluft erzeugen. 


8 50 
Die Friſchluft kann an beliebiger Stelle außerhalb der Schutzraum⸗Anlage, und zwar 3 bis 5 m 
über Erdgleiche, angeſaugt werden. Sie muß durch ein Raumfilter (Schutz gegen Kampfſtoffe) geführt 
werden. 
8 51 
Die Einführung der Luft erfolgt durch ein oder mehrere Anſaugrohre, die im Freien aus ſprödem 
Werkſtoff (handelsübliche LNA-Rohre o. dgl.) beſtehen. Bei der Anbringung der Anſaugrohre iſt dar⸗ 
auf zu achten, daß die Muffen nach abwärts gerichtet ſind. Die Anſaugöffnung muß nach unten ge- 
richtet und zum Schutz gegen groben Schmutz und Fremdkörper mit einem Sieb verſehen ſein. Zum 
Schutz der Raumfilterfüllung gegen Verunreinigung durch groben Staub kann ein Staubfilter in die 
Anſaugleitung eingebaut werden. 


AR 
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8 52 
Die lichte Weite des Anſaugrohrs richtet ſich je nach Durchflußmenge!) und Rohrlänge nach fol- 
gender Tabelle: 


Durchflußmenge in 1/min 


Rohrlänge 
300 600 1200 2400 5000 
bis 10 m 70 70 70 100 150 lichte 
10 bis 15 m 70 70 100 125 150 Weite 
15 bis 20 m 70 70 100 125 200 in mm 
8 53 


Das in das Innere des Schutzraumes führende Ende der Anſaugleitung beſteht zweckmäßig aus 
zähem Werkſtoff (3. B. Stahlrohr, Siederohr o. dgl.). Am Anſchlußende des Nohrs für das Filter iſt 
ein Flanſch entſprechend dem Rohrdurchmeſſer (Heiz: und Siederohrnormen) zu verwenden. Der Flanſch 
muß in einem Abſtand von etwa 10 em von der Innenwand und von etwa 25 cm von der Unterkante 
der Schutzraumdecke angeordnet werden. 

8 54 
Schornſteine und Luftkamine dürfen nicht als Anſaugleitung genutzt werden. 


8 55 
Der Schutzraumbelüftung ſind, je nach Tätigkeit der Inſaſſen während eines Luftangriffs, min⸗ 
deſtens folgende Luftmengen je Minute und Inſaſſe zugrunde zu legen: 

a) Schutzräume mit nichttätigen Inſaſſen: 20 bis 30 I je Minute und Inſaſſe, 

b) Schutzräume, in denen während eines Luftangriffs Arbeit zu leiſten iſt: je nach Ortlichkeit 
und Art der Arbeit ſind bis zu 100 I je Minute und Inſaſſe zuzuführen. Dabei ſoll aber 
mindeſtens ein einmaliger Luftwechſel je Stunde ſtattfinden, um einen genügenden Über⸗ 
druck zu erzielen (2 bis 5 mm Waſſerſäule). 


8 56 
Luftförderer mit elektriſchem Antrieb müſſen bis zu einer Leiſtung von 1200 /min auch mit 
Menſchenkraft (Hand oder Fuß) angetrieben werden können. Bei größeren Aggregaten mit elektriſchem 
Antrieb ſind Notſtromanlagen außerhalb oder in einem beſonderen Raum innerhalb der Schutzraum⸗ 
Anlage aufzuſtellen. 
8 57 
Ein genügendes Durchfließen von Friſchluft und Abſtrömen der verbrauchten Raumluft in das 
Freie wird durch Einbau von Überdrudventilen ſichergeſtellt, die innerhalb einer Überdruckgrenze von 
7 bis 10 mm Waſſerſäule ſelbſttätig in Wirkung treten. Das Überdruckventil muß als Rückſchlag⸗ 
ventil ausgebildet ſein. Bei der Grundrißlöſung der Schutzraum-Anlage und Anordnung der Überdrud- 
ventile iſt darauf Rückſicht zu nehmen, daß zur Lüftung der Notaborte die Abluft des Schutzraumes 
möglichſt erſt in die Notaborte und von dort in das Freie abſtrömt. In entſprechender Weiſe kann auch 
die Luft in der Gasſchleuſe ausgeſpült werden. 


Zentralbelüftungsanlagen 
8 58 
Liegt eine größere Zahl von Schutzräumen unmittelbar nebeneinander, ſo können unter Umſtänden 
auch Zentralbelüftungsanlagen mit Großfiltern eingebaut werden. (Über Notſtromanlagen vgl. $ 56). 


8 59 
Bei Zentralbelüftungsanlagen ſind mindeſtens zwei getrennt voneinander zu verlegende Anſaug⸗ 
leitungen vorzuſehen, ſo daß ein gleichzeitiges Verſagen oder Zerſtören aller Anſaugleitungen infolge 
äußerer Einflüſſe unwahrſcheinlich iſt. 
Lufterneuerungsgeräte 
a 8 60 
Umlaufverfahren (Umluft⸗Anlagen, Kreislaufſyſteme), bei denen die Kohlenſäure aus der ver- 
brauchten Luft ausgeſchieden und gleichzeitig Sauerſtoff zugeſetzt wird, ſind für Schutzraum⸗Anlagen 
nicht zuläſſig. 
1) Die Durchflußmenge muß auf dem Belüftungsgerät gekennzeichnet fein. 


204 


C. Fußboden 
§ 61 
In Schutzraum-Anlagen ſind möglichſt Maſſivfußböden (Eſtriche) zu verwenden. 


D. Rohrleitungen 
8 62 
Die Schutzraum-Anlage iſt möglichſt von Rohrleitungen, beſonders von Gasleitungsrohren, freizu— 
halten. Eine Zapfſtelle für Kaltwaſſer iſt im Schutzraum erwünſcht. 


§ 63 
Sind Rohrleitungen im Schutzraum unvermeidbar, ſo ſind ſie außerhalb der Schutzraum-Anlage 
abſperr⸗ und entleerbar einzurichten. Außerdem ſind die Durchgangsſtellen von Zu- und Ableitungen in 
den Decken und Wänden durch plaſtiſche Maſſen gasdicht und, ſofern erforderlich, wärmedehnbar abzu⸗ 
dichten. 
E. Aborte 
8 64 
Die Aborte werden in beſonderen Räumen aufgeſtellt. Trockenkloſetts mit ſelbſttätiger Streuvor⸗ 
richtung (3. B. Torfmull) ſind für Schutzraum-Anlagen am geeignetſten. 


8 65 
Bei vorhandenen Abortanlagen, die als Schutzraumabort verwendet werden ſollen, iſt für eine gas⸗ 
dichte Verſchließbarkeit der Entlüftung Sorge zu tragen. 


F. Abwaſſereinrichtung 
$ 66 
Waſſerzapfſtellen und Aborte mit Waſſerſpülung find möglichſt mit einer beſonderen, von der 
Gebäudeentwäſſerung unabhängigen Abwaſſerleitung auszuführen. An vorhandene Abwaſſerleitungen 
ſollen Abläufe für Waſſerzapfſtellen und für Aborte mit Waſſerſpülung möglichſt nur dann ange- 
ſchloſſen werden, wenn keine Rückſtaugefahr beſteht. 


8 67 
Bei Rückſtaugefahr muß die Möglichkeit des Eindringens von Waſſer in die Schutzraum-Anlage 
durch Einbau von Rückſtauklappen in die Abwaſſerleitung verhindert werden. 


G. Beleuchtung 
§ 68 
Die Zugangswege und einzelne Räume der Schutzraum-Anlage ſind zu beleuchten. Es darf kein 
Lichtſchein außerhalb der Schutzraum-Anlage erkennbar ſein. 


8 69 
Innerhalb der Schutzraum⸗Anlage dürfen keine Sauerſtoff verbrauchenden Leuchten verwendet 
werden. 
8 70 
Die Beleuchtung der Schutzraum-Anlage läßt ſich bei Verſagen der Stromzufuhr am einfachſten 
durch Verwendung von elektriſchen Lampen mit Trockenbatterien erzielen. 


§ 71 
Wird die Beleuchtung aus dem öffentlichen Stromnetz geſpeiſt, fo iſt die Schutzraum-Anlage zwed- 
mäßig an einen beſonderen Stromkreis anzuſchließen, der bei Abſchaltung des Betriebsſtromkreiſes nicht 
von der Stromzufuhr abgeſchaltet wird. 8 
$ 72 F 
Wird eine beſondere Notbeleuchtungsanlage vorgeſehen, jo iſt die zur Erzeugung des Stroms not- 
wendige Notſtromanlage in einem trümmer- und ſplitterſicheren, beſonderen Raum aufzuſtellen. Die Not⸗ 
beleuchtungsanlage iſt nach den Vorſchriften des VDE. auszuführen. 


H. Heizung 
8 73 
Falls eine Schutzraum⸗Anlage aus beſonderen Gründen beheizt werden ſoll, jo darf die Wärme⸗ 
quelle keinen Sauerſtoff verbrauchen, ſofern die Heizvorrichtung ſich innerhalb des Schutzraums be⸗ 
findet (Rohrleitungen vgl. 88 62 und 63). 
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J. Anſtrich 
8 74 5 
Decken und Wände der Schutzraum⸗Anlage müſſen einen Anſtrich mit Kalkmilch erhalten. Die Gas⸗ 
ſchleuſen ſind mit einem abwaſchbaren Mittel zu ſtreichen, das ein Ausſpritzen des Raumes geſtattet. 


Abſchnitt IV 
Kenntlichmachung 8 
8 75 
Schutzräume ſind durch gut leſerliche dauerhafte Aufſchrift kenntlich zu machen. Die Aufſchriften 
müſſen die zuläſſige Belegungsſtärke enthalten. Bei größeren Schutzraum⸗Anlagen (mehr als 20 Per⸗ 
ſonen) ſind auch die Zugangswege zur Schutzraum⸗Anlage kenntlich zu machen. Die Kenntlichmachung 
muß auch bei Dunkelheit lesbar ſein. Die Baupolizei iſt befugt, im Einzelfalle beſondere Anforderungen 
an die Kenntlichmachung zu ſtellen. 
Abſchnitt V 
Benutzbarkeit der Schutzraum⸗Anlage für andere Zwecke 
8 76 
Die Räume einer Schutzraum-Anlage können im Frieden anderweitig benutzt werden, wenn Ge— 
währ gegeben iſt, daß ſie bei Aufruf des Luftſchutzes in kurzer Zeit und ausſchließlich ihrem Haupt⸗ 
zweck zugeführt werden können. Durch anderweitige Benutzung im Frieden darf der Hauptzweck der 
Schutzraum⸗Anlage nicht gefährdet werden. 


Abſchnitt VI 
Ausnahmebeſtimmungen 
Eigenheimbauten 
8 77 
Bei Eigenheimen bis zu etwa 800 ebm umbauten Raumes können Ausnahmen geſtattet werden. 
1. Die Anlage einer Gasſchleuſe und eines Abortes iſt nicht erforderlich. 
2. Die ſtellvertretende Trümmerlaſt beträgt für vorbezeichnete Wohnſtätten mindeſtens 500 kg 
pro qm bei Gebäuden bis zu einem Vollgeſchoß, 750 kg pro qm bei Gebäuden bis zu zwei Voll⸗ 
geſchoſſen. Zuſatzräume im Dachgeſchoß brauchen als Vollgeſchoß nicht berückſichtigt zu werden. 


Kleinſiedlungen 
8 78 

(1) Bei Kleinſiedlungen kann für Schutzräume folgende Ausführung geſtattet werden: 

(2) Die Schutzraumdecke iſt als Maſſiodecke, jedoch ohne Berückſichtigung der ſtellvertretenden 
Trümmerlaſt, auszuführen. Als Schutzräume können z. B. maſſiv eingedeckte Vorratskeller u. dgl. vor⸗ 
geſehen werden. Für einen behelfsmäßigen Gas⸗ und Splitterſchutz der Schutzraumöffnungen durch Ab- 
dichtungen, Sandſackpackungen, Sandkiſten, Steinpackungen u. dgl. iſt jedoch zu ſorgen. 

(3) Soweit aus beſonderen Gründen, z. B. wegen hohen Grundwaſſerſtandes, der übliche Tief⸗ 
keller nicht oder nur mit verhältnismäßig hohen Koſten ausgeführt werden kann, bleibt eine Sonder⸗ 
reglung vorbehalten. 

Ländliche Gebiete 
8 79 
Für ländliche Gebiete gelten die gleichen Ausnahmen wie für Kleinſiedlungen ($ 78). 


Einſchränkung der Ausnahmen (88 77-79) 
$ 80 
Die Baupolizei iſt berechtigt, auch bei den unter den SS 77 bis 79 genannten Fällen Schutzräume 
nach den im Abſchnitt I bis V gegebenen Beſtimmungen zu verlangen, ſofern es ſich um ein Bau⸗ 
grundſtück handelt, das durch ſeine Lage als ſtark luftgefährdet anzuſehen iſt. Entſtehen hierdurch wirt⸗ 
ſchaftliche Härten, ſo entſcheidet die baupolizeiliche Aufſichtsbehörde im Einvernehmen mit dem Senat, 
Sachgebiet für Luftſchutz. 
Abgelegene Gebäude 
8 81 
Bei Gebäuden, die in abgelegener, von anderen baulichen Anlagen weit entfernter Lage errichtet 
werden, kann auf den Einbau von Schutzräumen verzichtet werden, ſofern auch die Art des Gebäudes 
(3. B. Förſtereien) eine Luftgefährdung unwahrſcheinlich macht. 
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Überfhreitung der Fluchtlinie 
8 82 
Falls andere Löſungen nicht gefunden werden können, kann bei der Errichtung von Schutzraum⸗ 
Anlagen ein Überſchreiten der Fluchtlinie z. B. durch Notausläſſe, Be- und Entlüfungsrohre auf Antrag 
geſtattet werden. 
Brandmauerdurchbrüche 
8 83 
Der Zugang zu einer Schutzraum-Anlage kann durch eine Brandmauer erfolgen, ſofern der Durch⸗ 
bruch baupolizeilich genehmigt iſt. Die Durchbruchsöffnung iſt mit einer feuerbeſtändigen, gasdichten 
Tür zu verſehen. 
Abſchnitt VII 
Beteiligung des Danziger Luftſchutzbundes und anderer Stellen 
8 84 
Die Baupolizeibehörden können neben anderen Stellen insbeſondere auch die Bauberatungsſtellen 
des D. L. B. bei allen Aufgaben des Selbſtſchutzes und des erweiterten Selbſtſchutzes, die Werkluft⸗ 
ſchutz-Vertrauensſtelle bei allen Aufgaben des Werkluftſchutzes beteiligen. 


8 85 

Die Überwachung der Durchführung dieſer Verordnung obliegt den Baupolizeibehörden. Die Bau⸗ 
polizeibehörden können die zur Durchführung dieſer Verordnung notwendigen Maßnahmen in polizei⸗ 
licher Verfügung durchſetzen. Zuſtändigkeit und Verfahren richten ſich nach den gültigen Vorſchriften. 
Das Verfahren iſt gebührenfrei, ſoweit es durch Maßnahmen veranlaßt wird, die der Erfüllung des 
§ 19 der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938 dienen. Bei Um- und 
Erweiterungsbauten erſtreckt ſich die Verpflichtung zur Erfüllung des § 19 der Rechtsverordnung be⸗ 
treffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938 auch auf die vom Um- oder Erweiterungsbau nicht be⸗ 
rührten Teile der beſtehenden baulichen Anlage, wenn die dadurch entſtehenden Mehrkoſten dem Pflich⸗ 
tigen zugemutet werden können. 


Danzig, den 27. März 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III L 66 00 111/39 Greifer Huth 


72 Verordnung 
über die techniſche Überwachung der Dampfkeſſel und der ſonſtigen überwachungspflichtigen Anlagen. 
Vom 3. April 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 79 und 89 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


81 
Für die techniſche Überwachung der Dampfkeſſel und der ſonſtigen überwachungspflichtigen An⸗ 
lagen wird der Techniſche Aberwachungs-Verein E. V. für das Gebiet der Freien Stadt Danzig 
beſtimmt. Techniſcher Überwahungs-VBerein für die Freie Stadt Danzig iſt der bisher unter der Be⸗ 
zeichnung „Dampfkeſſel⸗-Überwachung E. V. für das Gebiet der Freien Stadt Danzig“ tätige Verein. 
Dieſer erläßt eine Satzung nach anzuordnendem Muſter. 


82 
Der Techniſche Überwachungs⸗Verein hat 

a) die Erfahrungen auf dem Gebiete des techniſchen Aberwachungsweſens zu ſammeln und aus- 
zuwerten; 

b) das Prüf- und Verſuchsweſen, das der Durchführung der Überwachungsaufgaben dient, 
zu regeln und für zweckmäßige Verteilung der Aufgaben auf dem Gebiete des Prüf- und 
Verſuchsweſens innerhalb der techniſchen Überwachung zu ſorgen; 

c) ſonſtige Aufgaben von allgemeiner Bedeutung auf dem Gebiete des techniſchen Über- 
wachungsweſens nach beſonderer Anweiſung durchzuführen. 
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83 
Jede natürliche oder juriſtiſche Perſon, welche Anlagen betreibt, die wiederkehrenden Unterſuchungen 
durch den Techniſchen Überwachungs-Verein unterliegen, it Mitglied des Techniſchen Überwachungs⸗ 
Vereins. 
84 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 3. April 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
5 — 541 Greiſer Huth 


73 Verordnung 


zur Bekämpfung bösartiger Geſchwulſtkrankheiten. 
Vom 14. April 1939. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 49 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des ſeine Geltungsdauer verlängernden Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Zur Bekämpfung bösartiger Geſchwulſtkrankheiten auf breiter Grundlage wird eine „Danziger 
Landesarbeitsgemeinſchaft für die Bekämpfung bösartiger Geſchwulſtkrankheiten“ gebildet, in der die 
zum Kampfe gegen dieſe die Volksgeſundheit bedrohenden Krankheiten Berufenen zuſammengefaßt 
werden. 
8 2 
Die Landesarbeitsgemeinſchaft, deren Leiter und Mitglieder ehrenamtlich tätig ſind und vom 
Senat berufen werden, unterſteht der Aufſicht des Senats. 


8 3 
(1) Die Landesarbeitsgemeinſchaft ſtellt Grundſätze auf über die Aufklärung der Bevölkerung über 
die bösartigen Geſchwulſtkrankheiten, über die in beſtimmten Zeitabſchnitten zu erfolgenden Vorſichts⸗ 
unterſuchungen insbeſonderer weiblicher Perſonen, über die Art der Unterſuchungen und die Behand- 
lungsweiſe Erkrankter. 
(2) Die Grundſätze find nach Genehmigung durch den Senat im Danziger Staatsanzeiger Teil I 
zu veröffentlichen. 
84 
Die Behandlung von bösartigen Geſchwulſtkrankheiten darf nur durch Arzte erfolgen. 


85 
Die Fernbehandlung ſowie die Erteilung von Ratſchlägen zur Selbſtbehandlung durch Vorträge, 
Verbreitung von Schriften oder auf andere Weiſe iſt verboten. 


8 6 
Bei der Behandlung bösartiger Geſchwulſtkrankheiten iſt der die Behandlung durchführende Arzt 
verpflichtet, die von der Landesarbeitsgemeinſchaft aufgeſtellten Grundſätze ſtreng zu beachten. 


8 7 
(1) Jeder Arzt und jede andere auf Grund ihres Berufes im Geſundsheitsweſen tätige Perſon 
hat ſpäteſtens innerhalb von ſechs Tagen nach erlangter Kenntnis einer Erkrankung an bösartigen Ge- 
ſchwülſten und nach jedem Verdacht einer derartigen Erkrankung der Landesarbeitsgemeinſchaft unter 
Verwendung von ihr herausgegebener Formblätter Mitteilung zu machen. 
(2) Die gleiche Verpflichtung hat bei Krankenanſtalten der leitende Arzt. 


8 8 
(1) Jede über 30 Jahre alte Frau und jeder über 45 Jahre alte Mann iſt berechtigt, ſich 
einmal im Jahr, ohne daß ihm Koſten erwachſen, vorſichtshalber auf das Vorhandenſein einer bös⸗ 
artigen Geſchwulſtkrankheit bei einem Arzt oder bei einer ärztlichen Unterſuchungsſtelle unterſuchen zu 
laſſen. 
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(2) Soll die Unterſuchung von einem Arzt vorgenommen werden, ſo iſt vorher bei der Landes- 
arbeitsgemeinſchaft eine für den Arzt beſtimmte Beſcheinigung zu beſchaffen. 

(3) Die Koſten der Unterſuchung trägt den Arzten gegenüber die Landesarbeitsgemeinſchaft. 

(4) Wegen der von ihr gezahlten Unterſuchungskoſten hat die Landesarbeitsgemeinſchaft einen 
Erſtattungsanſpruch gegen denjenigen, der als Träger der Armenfürſorge oder der Sozialverſicherung 
oder kraft Vertrages im Falle einer Erkrankung für die Behandlungskoſten aufzukommen hat. 


8 9 
(1) Wer den Beſtimmungen der 88 4 und 5 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis und Geldſtrafe 
oder einer dieſer beiden Strafen beſtraft. 
(2) Wer den Beſtimmungen der SS 6 und 7 zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe bis zu 
300, — G beſtraft. 
8 10 
Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung erforderlichen Verordnungen und Verwaltungs— 
vorſchriften zu erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung des Zweckes dieſer Verordnung für 
erforderlich hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden und abändernden Inhalts treffen. 


8 11 
Die Verordnung tritt am 1. Juni 1939 in Kraft. 


Danzig, den 14. April 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G. Greiſer Dr. Großmann 
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